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NACHRUEF
Wir nehmen Abschied von unserer ehemaligen Kollegin

Frau Maria Anna Biomonte

Frau Biomonte war von September 1974 bis April 1996 beim Landratsamt Rosenheim beschaftigt.

Wir werden ihr ein ehrendes Gedenken bewahren. Ihren Angehérigen gilt unser Mitgefihl.

Fir den Landkreis Rosenheim Fir den Personalrat
Otto Lederer Susanne Dostthaler
Landrat Personalratsvorsitzende
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VERFASSUNG UND ALLGEMEINE VERWALTUNG

Einwohnerzahlen der Gemeinden des Landkreises Rosenheim zum Stand 31. Dezember 2025

Mit Schreiben vom 21.05.2026 hat das Bayerische Landesamt fiir Statistik das Verzeichnis der Gemeinden des Landkreises
Rosenheim mit den auf Basis Zensus 2022 fortgeschriebenen Einwohnerzahlen zum Stand 31. Dezember 2025 Ubermittelt.

09187000

Gemeinde

09187186
09187113
09187114
09187116
09187117
09187128
09187129
09187118
09187120
09187121
09187122
09187123
09187124
09187125
09187126
09187130
09187131
09187132
09187134
09187137
09187138
09187139
09187145
09187148
09187150
09187154
09187156
09187157
09187159
09187162
09187163
09187164
09187165

Einwohnerzahlen am 31. Dezember 2025

Einwohner

insgesamt

Landkreis Rosenheim Oberbayern
Albaching 1735
Amerang 3834
Aschau i.Chiemgau 5439
Babensham 3145
Bad Aibling, St 18 575
Bad Endorf, M 8 207
Bad Feilnbach 8 245
Bernau a.Chiemsee 6 901
Brannenburg 6 584
Breitbrunn a.Chiemsee 1439
Bruckmuhl, M 16 992
Chiemsee 141
Edling 4281
Eggstatt 2831
Eiselfing 3314
Feldkirchen-Westerham 10 716
Flintsbach a.Inn 2924
Frasdorf 2942
Griesstatt 2758
Grol3karolinenfeld 7418
Gstadt a.Chiemsee 1141
Halfing 2692
Hoéslwang 1189
Kiefersfelden 6 443
Kolbermoor, St 19 149
Neubeuern, M 4130
NufRdorf a.lnn 2 545
Oberaudorf 5128
Pfaffing 4008
Prien a.Chiemsee, M 10 949
Prutting 2918
Ramerberg 1422
Raubling 10 862
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09187167
09187168
09187169
09187170
09187172
09187142
09187173
09187174
09187176
09187177
09187179
09187181
09187182

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 26.05.2026

gez.

Winter
Verwaltungsdirektor

Riedering
Rimsting
Rohrdorf

Rott a.Inn
Samerberg
Schechen
Schonstett
Sdchtenau
Soyen
Stephanskirchen
Tuntenhausen
Vogtareuth
Wasserburg a.Inn, St
zusammen

5623
3 756
5835
4104
2823
5380
1411
2676
2947
10 695
7109
3097
12 371
258 824
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Geschéaftsordnung des Kreistags des Landkreises Rosenheim vom 13. Mai 2026

Geschéftsordnung des Kreistags des Landkreises Rosenheim
(einschlieBlich Richtlinien gemar Art. 34 Abs. 1 Satz 2 LKrO)

vom 13. Mai 2026

Vorbemerkung

Die entsprechend der gesetzlichen Formulierung der Landkreisordnung in dieser Geschaftsordnung in mannlicher Form
gewahlten Bezeichnungen dienen der Lesbarkeit der Geschéaftsordnung und schlieen auch die weiblichen Vertreter und
die Personengruppe Divers der entsprechenden Amter bzw. Berufsgruppen ein.
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In Kraft treten

Der Kreistag des Landkreises Rosenheim erlasst aufgrund des Art. 40 Abs. 1 der Landkreisordnung fiir den Freistaat Bayern
(LKrO) die folgende Geschéftsordnung:

1)

)

1)

I. Teil
Allgemeines

§1
Umfang der Verwaltung des Landkreises

Die Verwaltung des Landkreises erstreckt sich auf alle auf das Kreisgebiet (Art. 7 LKrO) beschrankten offentlichen
Aufgaben, die Uber die Zustandigkeit oder das Leistungsvermdgen der kreisangehdrigen Gemeinden hinausgehen,
soweit es sich nicht um Staatsaufgaben handelt (Art. 4 LKrO).

1Die Verwaltungstatigkeit im Landkreis muss mit dem Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland, der Bayeri-

schen Verfassung und den Gesetzen im Einklang stehen. 2Sie darf nur von sachlichen Gesichtspunkten geleitet sein
(Art. 50 LKrO).

§2
Organe des Landkreises

1Die Verwaltung des Landkreises (Art. 22 LKrO) erfolgt fiir alle Angelegenheiten des eigenen und des tbertragenen
Wirkungskreises durch

1. den Kreistag (Art. 23 LKrO),
2. den Kreisausschuss (Art. 26 LKrO),
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den Jugendhilfeausschuss (§ 70 Abs. 1 und § 71 SGB VIII, Art. 17 ff. AGSG),
den Rechnungspriifungsausschuss (Art. 89 Abs. 2 LKrO)

weitere Ausschiisse (Art. 29 LKrO),

den Landrat (Art. 34, 38 Abs. 2 LKrO)

o0k w

2Das Landratsamt ist beztiglich der Verwaltung des Landkreises Kreisbehorde (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 LKrO).

(2) 1Die Verwaltung der Aufgaben der unteren staatlichen Verwaltungsbehorde (Kreisverwaltungsbehérde, Art. 1 Satz 2
LKrO) erfolgt durch das Landratsamt in seiner Eigenschaft als Staatsbehtrde (Art. 37 Abs. 1 Satz 2 LKrO). ?Diese
Aufgaben sind der Behandlung durch den Kreistag und die Ausschiisse entzogen.

§3
Kreistag

1Der Kreistag ist die durch Wahlen berufene Vertretung der Kreisbirger (Art. 23 LKrO). 2Er Gberwacht die gesamte Kreis-
verwaltung in allen Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (Art. 5, 51 LKrO) und des Ubertragenen Wirkungskreises
(Art. 6, 53 LKrO).

§4
Zustandigkeiten

Die Zustandigkeiten des Kreistags, der Ausschiisse und des Landrats richten sich nach den Gesetzen und den folgenden
Bestimmungen dieser Geschéftsordnung.

§5
Beschlussfassung

(2) Die Willensbildung des Kreistags und der Ausschiisse erfolgt durch Beratung und Beschlussfassung.

(2) Jede Beschlussfassung setzt einen Antrag eines stimmberechtigten Mitglieds des Beschlussorgans voraus.

86
Allgemeine Pflichten der Kreisréte,
Verlust des Amtes

(1) 1Die Kreisrate sind ehrenamtlich tatig (Art. 13, 24 Abs. 2 Satz 3 LKrO). 2Sie sind zur gewissenhaften Wahrnehmung
ihrer Obliegenheiten verpflichtet (Art. 14 Abs. 1 LKrO). 3Sie haben tber die ihnen im Rahmen ihrer Tatigkeit bekannt
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren, es sei denn, dass es sich um Mitteilungen im amtli-
chen Verkehr oder um Tatsachen handelt, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung
bedurfen (Art. 14 Abs. 2 Satz 1 LKrO). “Sie durfen die Kenntnis der nach Satz 3 geheim zu haltenden Angelegenhei-
ten nicht unbefugt verwerten (Art. 14 Abs. 2 Satz 2 LKrO). *Diese Verpflichtungen bestehen auch nach Beendigung
des Ehrenamtes fort (Art. 14 Abs. 2 Satz 4 LKrO).

(2) Kreisrate dirfen ohne Genehmigung tUber Angelegenheiten, tUber die sie Verschwiegenheit zu bewahren haben, we-
der vor Gericht noch aul3ergerichtlich aussagen oder Erklarungen abgeben (Art. 14 Abs. 3 Satz 1 LKrO).

) 1Schuldhafte Zuwiderhandlungen gegen Verpflichtungen der Abséatze 1 und 2 kdnnen durch den Kreistag im Einzelfall
mit Ordnungsgeld bis zu zweihundertfiinfzig Euro, bei unbefugter Offenbarung personenbezogener Daten bis zu
funfhundert Euro, geahndet werden (Art. 14 Abs. 4 LKrO). ?Die Verantwortlichkeit nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften bleibt unberihrt.

(4) Auf die Ubrigen Bestimmungen des Art. 14 Absatze 2 bis 4 LKrO wird hingewiesen.

(5) Die Kreisrate kdnnen aufer der Teilnahme an den Beratungen und Abstimmungen Geschafte nur ibernehmen, so-
weit sie ihnen vom Kreistag oder einem Ausschuss ausdriicklich zur Bearbeitung oder Erledigung Uibertragen sind
(Art. 42 Abs. 1 Satz 1 LKrO).

(6) 1Das Amt eines Kreisrats endet mit dem Ablauf der Wabhlzeit (Art. 23 des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes —

GLKrWG). 2Abgesehen davon verliert ein Kreisrat sein Amt, wenn er die Wahlbarkeit in den Kreistag verliert (Art. 48
Abs. 1 GLKrWG).
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1)
)

®)

1)

)

®)

(4)

1)

)

1)
)

1. Teil
Sitzungen

8§87
Sitzungszwang, Teilnahme- und Abstimmungspflicht

Der Kreistag beschlie3t nur in Sitzungen (Art. 41 Abs. 1 LKrO).

1Die Kreisrate sind verpflichtet, an den Sitzungen und Abstimmungen teilzunehmen und die ihnen zugewiesenen
Geschafte (auch als Verbandsrate in Zweckverbanden) zu tbernehmen und auszuiiben. 2Im Kreistag, im Kreisaus-
schuss und in den weiteren Ausschiissen darf sich niemand der Stimme enthalten (vgl. auch Art. 42, LKrO).

1Gegen die Kreisrate, die sich ihren Verpflichtungen nach Absatz 2 ohne geniigende Entschuldigung entziehen, kann
der Kreistag Ordnungsgeld bis zu zweihundertfiinfzig Euro im Einzelfall verhangen (Art. 42 Abs. 2 LKrO). 2Die Ent-
scheidung, ob die Entschuldigung gentgt, obliegt dem Kreistag.

§8
Ausschluss wegen persdnlicher Beteiligung,
beschranktes Vertretungsrecht

IMitglieder des Kreistags kénnen an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihnen
selbst, einem Angehérigen (Art. 20 Abs. 5 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes) oder einer von ihnen
kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natirlichen oder juristischen Person oder sonstigen Vereinigung einen
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. 2Gleiches gilt, wenn ein Mitglied des Kreistags in anderer als 6f-
fentlicher Eigenschaft (als Amtsperson) ein Gutachten abgegeben hat (Art. 43 Abs. 1 LKrO). 3Mitglieder des
Kreistags, die nach den Umstanden annehmen missen, von der Beratung und Abstimmung wegen personlicher
Beteiligung ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem Vorsitzenden unaufgefordert mitzu-
teilen.

Absatz 1 gilt nicht fir Wahlen und fur Beschliisse, mit denen der Kreistag eine Person zum Mitglied eines Ausschus-
ses bestellt oder sie zur Wahrnehmung von Interessen des Landkreises in eine andere Einrichtung entsendet, daftir
vorschlagt oder daraus abberuft.

10b die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen, entscheidet der Kreistag ohne Mitwirkung des personlich Beteiligten
(Art. 43 Abs. 3 LKrO); er trifft dabei eine Rechtsentscheidung. 2Die Mitwirkung eines wegen personlicher Beteiligung
ausgeschlossenen Kreisrats an der Abstimmung hat die Ungultigkeit des Beschlusses nur dann zur Folge, wenn sie
fur das Abstimmungsergebnis entscheidend war (Art. 43 Abs. 4 LKrO).

Kreisrate dirfen Anspriiche Dritter gegen den Landkreis nur als gesetzliche Vertreter geltend machen (Art. 44 LKrO).
§9
Aufwandsentschadigung
1Die Kreisrate und sonstigen ehrenamtlich tatigen Kreisblrger haben Anspruch auf angemessene Entschadigung
und Ersatzleistungen (Art. 14a LKrO). 2Sie richten sich nach der Satzung tber die Entschadigung der Kreisrate und
der sonstigen ehrenamtlich tatigen Kreisbirger.
Soweit die Entschadigung und/oder die Ersatzleistung abhéngig ist von einer Teilnahme an einer Sitzung, erfolgt der

Nachweis hierliber durch Eintragung in die Anwesenheitsliste, durch Namensaufruf oder Feststellung in der Nieder-
schrift.

§10
Zusammensetzung des Kreistags,
Anzahl der Sitzungen
Der Kreistag des Landkreises Rosenheim besteht aus dem Landrat und 70 Kreisraten (Art. 24 LKrO).

1Zeitpunkt und Zahl der Kreistagssitzungen richten sich nach dem Bedarf (wie es der ordnungsgemaRe Geschéfts-
gang erfordert). 2Es sind jedoch mindestens vier Kreistagssitzungen im Jahr durchzufiihren.
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®)

1)

)

®)

(4)

1)

)

®)

lin dringenden Fallen kann der Kreistag zu auRerordentlichen Sitzungen einberufen werden. 2Er ist einzuberufen,
wenn es der Kreisausschuss oder ein Drittel der Kreisrate unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt
(Art. 25 Satz 2 LKrO). 3In diesem Fall hat die Sitzung unverziiglich, spatestens jedoch am 14. Tag nach Eingang des
Verlangens, stattzufinden (Art. 25 Satz 3 LKrO).

§11
Offentliche Sitzungen

Die Sitzungen des Kreistags sind grundsatzlich 6ffentlich (Art. 46 LKrO) und haben in einem der Allgemeinheit zu-
ganglichem Raum stattzufinden. (Art. 46 Abs. 1 und 4 LKrO).

1Zu den offentlichen Sitzungen hat jedermann Zutritt, soweit Platz vorhanden ist. Erforderlichenfalls wird die Zulas-
sung durch Ausgabe von Platzkarten geregelt. 2Fir die Medien mussen stets Platze freigehalten werden.

1Zuhorer haben kein Recht, in irgendeiner Form in den Gang der Verhandlungen einzugreifen. 2Der Vorsitzende ist
berechtigt, Zuhdorer, welche die Ordnung stéren, entfernen zu lassen (Art. 47 Abs. 1 Satz 2 LKrO).

1Aufnahmen in Ton oder Bild sind nach vorheriger Zustimmung des Vorsitzenden und des Kreistags nur erlaubt,
soweit dadurch die Ordnung nicht gestort wird; Abs. 3 gilt sinngemaR. 2Der Vorsitzende kann die Aufnahmedauer zur
Sicherstellung eines geordneten Sitzungsablaufs beschranken. 3Sitzungsteilnehmer kénnen verlangen, dass wéah-
rend ihres Redebeitrags Aufnahmen unterbleiben. *Aufnahmen von Zuhérern bedurfen ihrer vorherigen Einwilligung.

§12
Ausschluss der Offentlichkeit

Der Kreistag schlieRt die Offentlichkeit von der Sitzung aus, wenn das Wohl der Allgemeinheit oder berechtigte An-
spriiche Einzelner der 6ffentlichen Behandlung entgegenstehen (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 LKrO).

Uber den Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtoffentlicher Sitzung beraten und entschieden (Art. 46 Abs. 2
Satz 2 LKrO).

Die in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse sind der Offentlichkeit in geeigneter Weise bekanntzugeben,
sobald die Griinde fiir die Geheimhaltung weggefallen sind (vgk Art. 46 Abs. 3 LKrO).

§13
Nichtoffentliche Sitzungen

Grundsatzlich sind in nichtéffentlicher Sitzung zu behandeln:

NoogkwhpE

Grundstiicksangelegenheiten,

Vergabe von Bau- und sonstigen Auftrdgen und Konzessionen,
Personalangelegenheiten,

Sparkassenangelegenheiten,

Angelegenheiten, die dem Steuer- oder Sozialgeheimnis unterliegen,
Angelegenheiten der Kliniken der Stadt und des Landkreises Rosenheim GmbH,
Informationen, die einer rechtlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen,

es sei denn, dass im Einzelfall Ricksichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Anspriiche Einzelner nicht

entgeg

enstehen (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 LKrO).

§14
Form der Sitzungen

1Die auRere Form der Sitzungen ist wirdig zu gestalten. ?Die Kreisrate sind gehalten, diesem Grundsatz Rechnung zu

tragen.
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1)
)

®)

(4)

(6)

111, Teil
Geschéftsgang

§15
Ladung

Die Einberufung der Kreistagssitzungen erfolgt durch den Landrat (Art. 25 LKrO).

1Die Kreisrate werden mit ihrem Einverstandnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen. 2Der Sitzungstermin, der
Sitzungsort und der Link zum Abruf der Tagesordnung werden als Ladungsschreiben durch eine E-Mail mitgeteilt.
3Gleichzeitig wird das Ladungsschreiben unter diesem Link in einem technisch gegen Zugriffe Dritter geschutzten
Bereich (Ratsinformationssystem) als abrufbares nicht veranderbares Dokument eingestellt. “Das Einverstandnis flr
die elektronische Ladung ist schriftlich gegentiber dem Landrat zu erklaren; es ist jederzeit widerrufbar. SHaben Kreis-
rate kein Einverstéandnis zur elektronischen Ladung erteilt bzw. dieses widerrufen oder ist eine elektronische
Sitzungseinladung seitens des Landkreises ausnahmsweise technisch oder rechtlich unmdglich, erfolgt die Ladung
schriftlich.

1Bei Versendung durch einfachen Brief gilt die Ladung spéatestens am 3. Tag nach der Aufgabe zur Post als zuge-
gangen. 2lm Falle der elektronischen Ladung geht das Ladungsschreiben zu, wenn die E-Mail im elektronischen
Briefkasten des Empfangers oder bei seinem Provider abrufbar eingegangen oder das Ladungsschreiben im Ratsin-
formationssystem eingestellt wurde und ublicherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist.

1Die Ladung hat den Kreisraten spatestens am 5. Tage vor der Sitzung zuzugehen. ?In dringenden Fallen kann diese
Frist bis auf den 3. Tag vor der Sitzung abgekirzt werden.

1Dem Ladungsschreiben sollen weitere Unterlagen beigefiigt werden, wenn und soweit dies flr die Vorbereitung der
Beratungen notwendig ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit nicht entgegenstehen. 2Die weiteren Unterlagen
werden ausschlielich elektronisch im Ratsinformationssystem zur Verfligung gestellt. 3Sollte dies seitens des Land-
kreises technisch oder rechtlich unmdglich sein, erfolgt die Zurverfigungstellung tUber E-Mail oder schriftlich.
4Einzelnen Kreisraten werden die weiteren Unterlagen auf Antrag tiber E-Mail oder schriftlich zur Verfiigung gestellt,
wenn ihnen der Zugang zum Ratsinformationssystem unmaéglich oder unzumutbar ist.

§16
Tagesordnung

Der Landrat stellt die Tagesordnung der Kreistagssitzung auf und bereitet die Beratungsgegenstande vor (Art. 25 Abs. 1
Satz 1 LKrO).

1)

)

®)

§17
Antragstellung

1Antrage, die in einer Kreistagssitzung oder einem Ausschuss behandelt werden sollen, kénnen nur von Mitgliedern
des Kreistags gestellt werden. 2Sie sind schriftlich und nach Mdglichkeit elektronisch beim Landrat einzureichen und
ausreichend zu begriinden. 3Sie mussen spéatestens bis zum 20. Tag vor der Sitzung beim Landrat eingereicht wer-
den.

Verspatet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wahrend der Sitzung gestellte Antrage kénnen nachtraglich in
die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn entweder die Angelegenheit dringlich ist und der Kreistag oder der
Ausschuss der Behandlung mehrheitlich zustimmt oder samtliche Mitglieder anwesend sind und kein Mitglied der
Behandlung widerspricht. 2Antrage nach Satz 1, die noch Ermittlungen und Priifungen, Beiziehung von Akten oder
die Befragung nicht anwesender Sachbearbeitender oder sonstiger Personen notwendig machen, werden bis zur
nachsten Sitzung zuriickgestellt.

Nicht der Schriftform bedurfen
1. Antrage zur Geschaftsordnung wie z.B.

a) SchlieBung der Redeliste,

b) Schluss der Beratung und sofortige Abstimmung,

c) Vertagung eines Tagesordnungspunktes,

d) Nichtbehandlung eines Tagesordnungspunktes (Gegenstandes),
e) Verweisung in einen Ausschuss,
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(4)

Q)

1)

)

1)

)

1)

)
®)

(4)

f) Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung,
Q) Verweisung eines Tagesordnungspunktes auf eine nichtdffentliche Sitzung,

h) Einwendungen zur Geschaftsordnung;
2. einfache Sachantrage wie z.B.
a) Anderungsantrage wéhrend der Debatte,
b) Zurlickziehung von Antragen,
c) Wiederaufnahme zuriickgezogener Antrage.

Antrage, die im Haushaltsplan nicht vorgesehene Ausgaben verursachen, sollen nur gestellt werden, wenn gleich-
zeitig Deckungsvorschlage gemacht werden (Art. 60 Abs. 1 LKrO).

Antrage von Mitgliedern des Kreistags, fur deren Behandlung ein Ausschuss zusténdig ist, sind vom Landrat in den
zustandigen Ausschuss zu verweisen.

§18
Beiziehung von Bediensteten des Landratsamtes

1Der Landrat kann nach seinem Ermessen Bedienstete des Landratsamts oder sonstige Auskunftspersonen zu den
Sitzungen des Kreistags beiziehen, die gehort werden kénnen. ?Die Abteilungsleiter des Landratsamtes sollen fir die
einzelnen Beratungsgegenstande in der Regel beigezogen werden.

Ein dem Landratsamt zugewiesener juristischer Staatsbeamter soll grundsatzlich als juristischer Sachverstandiger
zu den Sitzungen zugezogen werden (Art. 37 Abs. 3 Satze 1 und 2 LKrO).

§19
Sitzungsablauf

Der Ablauf der Kreistagssitzungen ist regelmafig wie folgt:

1. Eréffnung der Sitzung

2. Feststellung der ordnungsgemafen Ladung, Feststellung der Anwesenheit und Bekanntgabe vorliegender
Entschuldigungen,

3. Feststellung der Beschlussfahigkeit des Kreistags (8§ 21),

4. Bekanntgabe amtlicher Mitteilungen, erforderlichenfalls Beratung und Beschlussfassung hiertber,

5 Beratung und Beschlussfassung uber die Tagesordnungspunkte unter Zugrundelegung evtl. Ausschussbe-
schlisse,

6. Bekanntgabe Uber Anordnungen oder (iber die Besorgung unaufschiebbarer Geschéafte durch den Landrat an
Stelle des Kreistags gemaf Art. 34 Abs. 3 LKrO,

7. SchlieRung der Sitzung durch den Vorsitzenden.

Antrage und Anfragen sind im Rahmen der Geschéftsordnung in der Reihenfolge ihres Eingangs zu behandeln.
§20

Vorsitz, Handhabung der Ordnung
1Den Vorsitz im Kreistag fihrt der Landrat (Art. 33 LKrO). 2Ist der Landrat verhindert oder persénlich beteiligt, so
vertritt ihn sein gewahlter Stellvertreter (Art. 32 LKrO). 3Ist auch dieser verhindert, so gilt § 44 Abs. 3 Buchst. a dieser
Geschéftsordnung.
Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung im Sitzungsraum.
1Der Vorsitzende kann mit Zustimmung des Kreistags gegen Kreisrate, welche im Rahmen einer Sitzung die Ordnung
erheblich storen, ein Ordnungsgeld bis zu 500,- Euro, im Wiederholungsfall bis zu 1000,- Euro festsetzen. ?Ein Wie-
derholungsfall im Sinne von Satz 1 liegt vor, wenn gegeniiber dem Mitglied innerhalb derselben Sitzung bereits ein

Ordnungsgeld festgesetzt wurde (Art. 47 Abs. 3 LKrO).

Der Vorsitzende ist berechtigt, Kreisrate mit Zustimmung des Kreistags von der Sitzung auszuschlie3en, wenn sie
die Ordnung fortgesetzt erheblich stéren (Art. 47 Abs. 1 Satz 3 LKrO).
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(6)

@)

1)

)

1)

)
®)
(4)
(6)

(6)

()

(8)

9)

(10)

Wird durch einen bereits von einer friiheren Sitzung ausgeschlossenen Kreisrat die Ordnung innerhalb von zwei
Monaten neuerdings erheblich gestort, so kann ihm der Kreistag fiir zwei weitere Sitzungen die Teilnahme untersa-
gen (Art. 47 Abs. 2 LKrO).

1Falls die Ruhe und Ordnung im Sitzungssaal nicht anders wieder herzustellen ist, kann der Vorsitzende die Sitzung
unterbrechen oder aufheben. 2Zum auReren Zeichen der Unterbrechung oder Aufhebung verlasst der Vorsitzende
den Sitzungsraum, nachdem er die Sitzung geschlossen oder die Dauer der Unterbrechung angekiindigt hat. 3Eine
unterbrochene Sitzung ist spatestens am nachsten Tag fortzufiihren; einer neuerlichen Ladung hierzu bedarf es nicht.
“Die Beratung ist an dem Punkt, an dem die Sitzung unterbrochen wurde, fortzusetzen.

lwahrend der Sitzungen sind das Telefonieren sowie Bild- und Tonaufnahmen nicht gestattet. 2Mitgefiihrte Mobilte-
lefone sind stumm- oder auszuschalten.

§21
Beschlussfahigkeit

Der Kreistag ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder ordnungsgemaf geladen sind und die Mehrheit der Mit-
glieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 41 Abs. 2 LKrO).

1Wwird der Kreistag wegen Beschlussunfahigkeit aufgrund fehlender Anwesenheitsmehrheit zum zweiten Male zur
Verhandlung tber denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Riicksicht auf die Zahl der Erschienenen
beschlussfahig. ?Bei der zweiten Einladung muss auf diese Regelung des Art. 41 Abs. 3 Satz 1 LKrO hingewiesen
werden.

§22
Beratung

1Ein Kreisrat oder ein Bediensteter des Landratsamts darf im Kreistag nur dann sprechen, wenn ihm vom Vorsitzen-
den das Wort erteilt ist. 2Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldung, bei gleichzeitiger
Wortmeldung nach seinem Ermessen. *Bei Wortmeldung ,zur Geschéftsordnung® ist das Wort aul3er der Reihe im
Anschluss an einen laufenden Redebeitrag sofort zu erteilen. “Der Vorsitzende kann in Auslibung seines Amtes
jederzeit das Wort ergreifen.

Die Anrede ist nur an den Vorsitzenden und an die Kreisrate, nicht an die Zuhorer zu richten.
Jede Beratung setzt einen Tagesordnungspunkt oder einen Antrag aus der Mitte des Kreistags voraus.
Sachantrége sind stets, Antrage zur Geschaftsordnung bei Bedarf zur Beratung zu stellen.

1Es darf nur zu dem zur Beratung stehenden Antrag oder Tagesordnungspunkt und mit einer angemessenen Rede-
zeit gesprochen werden. 2Andernfalls kann der Vorsitzende das Wort entziehen.

Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Beratung und die Abstimmung
nicht mehr aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder, die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der
Wiederholung einverstanden sind.

Waéhrend der Beratung Uber einen Antrag oder Tagesordnungspunkt sind nur zuléssig
1. Geschaftsordnungsantrage,
2. Zusatzantrage, Anderungsantrage oder Antrage auf Zuriickziehung.

1Uber Antrage zur Geschaftsordnung ist sofort abzustimmen. 2Sind diese Antrage auf SchlieRung der Rednerliste
oder auf Schluss der Beratung (vgl. § 17 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a bzw. b) und ist der Antrag von Erfolg, haben der
Vorsitzende und der Antragsteller zur Sache das Recht zur Schlussauf3erung.

Bei Verletzung der vorstehenden Grundregeln fiir die Beratung ist der Vorsitzende berechtigt, zur Ordnung zu rufen,
auf den Versto3 aufmerksam zu machen und bei Nichtbeachtung solcher Warnungen das Wort zu entziehen.

1ist der Landrat der Auffassung, dass ein in die Tagesordnung aufgenommener Antrag rechtlich (z. B. wegen fehlen-
der Zustandigkeit des Kreistags) unzulassig ist, so hat er bei Aufruf des Tagesordnungspunktes auf seine Bedenken
hinzuweisen. 2Jedes Mitglied des Kreistags (einschlieBlich des Vorsitzenden) kann einen Antrag zur Geschaftsord-
nung auf Nichtbehandlung gem. § 17 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. d stellen. 3Dieser Antrag soll kurz begriindet werden.
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4Findet eine Beratung Uber diesen Geschaftsordnungsantrag statt, so muss sie sich auf die Zulassigkeit des Haupt-
antrages beschranken. Uber einen Antrag auf Schluss der Beratung Uiber diesen Geschaftsordnungsantrag ist sofort
abzustimmen.

8§23
Beschllisse, Wahlen

1Beschlisse des Kreistags werden in offener Abstimmung mit Mehrheit der Abstimmenden gefasst. ?Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 45 Abs. 1 LKrO).

Wahlen werden in geheimer Abstimmung nach MaRgabe des Art. 45 Abs. 3 LKrO vorgenommen. 2Sie sind nur dann
gultig, wenn sdmtliche Mitglieder unter Angabe des Gegenstandes geladen sind und die Mehrheit von ihnen anwe-
send und stimmberechtigt ist. 3Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen gultigen Stimmen erhalt. “Neben
Neinstimmen und leeren Stimmzetteln gelten auch solche Stimmzettel als ungiltig, die den Namen des Gewahlten
nicht eindeutig erkennen lassen. ®Ist mindestens die Halfte der abgegebenen Stimmen ungliltig, ist die Wahl zu wie-
derholen. ®Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen giltig und erhalt keiner der Bewerber mehr als die Halfte der
abgegebenen giiltigen Stimmen, so erfolgt Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern mit den héchsten Stimmen-
zahlen. “Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los.

Ein Verzicht auf das Wahlgeheimnis ist unzuléssig.

§24
Abstimmung

Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so gilt folgende Reihenfolge:

1. Antrage zur Geschaftsordnung (vgl. § 22 Abs. 8),

2. Beschlusse des Kreisausschusses oder der weiteren Ausschiisse zu dem Beratungsgegenstand,

3 weitergehende Antrage; dabei sind nur solche Antrage als weitergehend anzusehen, die einen gréReren Auf-
wand oder eine starker einschneidende Malinahme zum Gegenstand haben,

4. zuerst gestellte Antrage, wenn spater gestellte nicht unter die Nrn. 1 bis 3 fallen.

Vor jeder Abstimmung ist der Antrag, Giber den abgestimmt werden soll, vom Vorsitzenden zu wiederholen.
Es wird grundsatzlich durch Handaufheben abgestimmit.
Auf Verlangen von mindestens einem Viertel der anwesenden Kreisrate ist namentlich abzustimmen.

Jedes Mitglied des Kreistags kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abgestimmt hat (Art. 48
Abs. 1 LKrO).

1Die Stimmenzéahlung ist durch den Vorsitzenden oder einer von ihm beauftragten Person vorzunehmen. ?Das Ab-
stimmungsergebnis ist dem Kreistag bekanntzugeben. 3Falls bei einer Abstimmung keine qualifizierte Mehrheit
erforderlich ist, geniigt die Feststellung, dass die Mehrheit fir oder gegen den Antrag oder den Beschlussvorschlag
gestimmt hat.

§25
Anfragen

Leder Kreisrat ist berechtigt, wahrend einer Beratung Anfragen zur Sache an den Vorsitzenden und mit dessen
Zustimmung an anwesende Bedienstete des Landratsamts zu richten. 2Solche Anfragen werden nicht zur Beratung
gestellt.

1Der Befragte kann mit Zustimmung des Vorsitzenden die sofortige Beantwortung einer Anfrage ablehnen, wenn der

Gegenstand erst durch Aktenpriifung oder Nachforschungen geklart werden muss. ?Die Antwort ist dann dem Anfra-
genden schriftlich zuzuleiten oder der Niederschrift beizugeben.
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8§26
Niederschrift

(2) 1Uber jede Kreistagssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. 2Fir die Niederschrift ist der Vorsitzende verantwortlich.
3Er bestimmt den Schriftfihrer.

(2) Die Niederschrift soll den zeitlichen Ablauf der Sitzung zusammenfassend wiedergeben (Art. 48 Abs. 1 Satz 2 LKrO).

) Die Niederschrift muss ersehen lassen

Tag, Ort und Beginn der Sitzung,

Offentlichkeit oder Nichtoffentlichkeit der Sitzung,

Namen der anwesenden Kreisréte,

Tagesordnung und behandelte Gegenstande,

Wortlaut der Antrage und Beschliisse,
Abstimmungsergebnis,

Zeit und Grund des etwaigen Ausschlusses eines Kreisrats,
Zeitpunkt der Beendigung der Sitzung.

ONogR~LONE

(4) 1Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftfihrer zu unterzeichnen und vom Kreistag zu genehmigen.
2Die Niederschrift wird den Kreisraten nach der Unterzeichnung durch Einstellung in den nichtoffentlichen Teil des
Ratsinformationssystem (vgl. § 15) bekannt gegeben. 3Die Niederschrift gilt gemal Art. 48 Abs. 2 LKrO als geneh-
migt, sofern bis zum Ende der folgenden Sitzung des Kreistags keine Einwendungen dagegen erhoben werden. “Der
offentliche Teil der Niederschrift soll anschlieRend im Ratsinformationssystem veréffentlicht werden.

(5) 1Zur Erleichterung der Aufnahme der Niederschrift ist es dem Schriftfiihrer gestattet, fir Aufzeichnungen einen Ton-
trager zu verwenden. 2Nach Fertigstellung und Unterzeichnung sind die Tonaufnahmen zu léschen.

8§27
Einsichtnahme durch Kreisréate, Abschriften

Die Kreistagsmitglieder konnen jederzeit die Niederschriften der 6ffentlichen sowie der nicht-6ffentlichen Sitzungen des
Kreistags einsehen und sich unentgeltlich Kopien der Niederschriften der 6ffentlichen Sitzungen erteilen lassen (Art. 48
Abs. 3 Satz 1 LKrO).

§28
Einsichtnahme durch Kreisbirger
1Die Kreisbuirger kénnen Einsicht in die Niederschriften der 6ffentlichen Sitzungen des Kreistags nehmen und sich Kopien

erteilen lassen. 2Fur die Fertigung der Kopien nach Satz 1 kdnnen Kosten nach MalRgabe des Kostengesetzes erhoben
werden.

IV. Teil
Kreistag

§29
Zustandigkeit des Kreistags, Fraktionen

(2) Der Kreistag ist fur die in Art. 30 LKrO genannten Angelegenheiten ausschlieBlich zustandig.
(2) Der Kreistag behalt sich ferner vor, tiber folgende Angelegenheiten zu beschlie3en:
1. Verhangung von Ordnungsgeld gegen in Kreistagssitzungen sdumige Kreisrate (Art. 42 Abs. 2 LKrO) sowie

die Zustimmung zur Verhadngung von Ordnungsgeldern gegen Kreisrate, welche im Rahmen einer Kreistags-
sitzung die Ordnung erheblich stéren (Art. 47 Abs. 3 LKrO),

2. Entscheidung tber die persénliche Beteiligung von Kreisraten in Angelegenheiten, die vom Kreistag behandelt
werden (Art. 43 Abs. 3 LKrO),

3. Ausschluss von Kreisraten aus einer Kreistagssitzung wegen wiederholter Stérung der Ordnung (Art. 47
Abs. 2 LKrO),

4. Umwandlung und Aufhebung kreiskommunaler Stiftungen,

5. Einstellung, Befdérderung und Entlassung von Kreisbediensteten des héheren Dienstes, soweit es sich um

Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter des Landratsamtes und um Leiterinnen oder Leiter kreiseigener
Schulen handelt.
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6. Er ist ferner fir folgende Angelegenheiten ausschliellich zustéandig:

a) Bestellung der vom Landkreis zu berufenden weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates der Sparkas-
sen (Art. 6 Abs. 1 Nr. 2, Art. 8 Abs. 2, 3 SpkG),

b) Bestellung der Vertrauenspersonen fir den Schéffenwahlausschuss beim Amtsgericht Rosenheim
(8 40 Abs. 3 GVG),

c) Aufstellung der Vorschlagsliste fir ehrenamtliche Richter am Verwaltungsgericht Miinchen (§ 28
VwGO).

d) Ermachtigung des Landrats zur Vertretung des Landkreises im Beteiligungsunternehmen ,Kliniken der

Stadt und des Landkreises Rosenheim GmbH", sowie in anderen Beteiligungsunternehmen, soweit
eine Anzeigepflicht an die Rechtsaufsichtsbehdrde nach Art. 84 Abs. 1 Satz 1 LKrO besteht.

3) 1Die im Kreistag vertretenen Parteien und Wahlergruppen kénnen Fraktionen bilden, falls sie so stark sind, dass sie
mindestens einen Sitz im Kreisausschuss erhalten. 2Die Fraktionen benennen einen Fraktionsvorsitzenden und min-
destens einen Stellvertreter.

V. Teil
Ausschisse

§30
Vorarbeit fir den Kreistag durch den Kreisausschuss

(2) Der Kreisausschuss bereitet die Verhandlungen des Kreistags vor (Art. 26 LKrO).

(2) 1Die Vorbereitung erfolgt durch die Vorberatung des Gegenstandes. 2Bei Behandlung in einem Fachausschuss ist
keine Kreisausschussbefassung moglich.

§31
Weitere Zustandigkeit des Kreisausschusses

1Der Kreisausschuss ist in eigener Verantwortung zustandig fur alle Verwaltungsaufgaben, die nicht dem Kreistag, weiteren
beschlieRenden Ausschiissen oder dem Landrat vorbehalten sind. 2Hierzu gehéren auch Entscheidungen tber Bau- und
Sanierungsprojekte des kreiseigenen Hoch- und Tiefbaus, soweit diese nicht in die Zustandigkeit eines Fachausschusses
nach § 36 oder des Landrats nach den 88§ 38, 39 fallen. Er beschlieRt im Rahmen seiner Zustandigkeiten endgtiltig (Art. 26
LKrO). “Der Kreistag kann Beschlusse des Kreisausschusses nur unter den gleichen Voraussetzungen andern oder aufhe-
ben, die fur die Authebung seiner eigenen Beschliisse gelten.

§32
Einberufung des Kreisausschusses

1Der Kreisausschuss wird vom Landrat nach Bedarf einberufen. 2Er muss einberufen werden, wenn es die Halfte der Mit-
glieder unter Angabe des Beratungsgegenstandes schriftlich beantragt. 3In diesem Fall hat die Sitzung unverzuglich,
spatestens jedoch am 14. Tag nach Eingang des Verlangens stattzufinden (Art. 28 LKrO).

§33
Bestellung des Kreisausschusses

(1) Dem Kreisausschuss gehéren der Landrat und 14 Kreisrate an (Art. 27 LKrO).

(2) 1Die Mitglieder des Kreisausschusses werden vom Kreistag auf Grund der Vorschlage der Parteien und Wahlergrup-
pen nach dem Verfahren Sainte-Lagué/Schepers mit der Berechnungsmethode nach dem sog. Hochstzahlverfahren
ermittelt (vgl. Art. 35 GLKrWG). 2Bei gleicher Teilungszahl entscheidet die groRere Zahl der bei der Wahl auf die
betreffenden Parteien oder Wahlergruppen abgegebenen Stimmen. 3Das in Satz 1 genannte Verfahren ist ausge-
schlossen, wenn die Sitzverteilung im Einzelfall zu einer Uberaufrundung einer Fraktion, Gruppe oder
Ausschussgemeinschaft zulasten einer anderen fiihrt und diese Uberaufrundung durch alternative Verfahren (Hare-
Niemeyer oder d’Hondt) vermieden wird, ohne dass jene Verfahren zu einer Unterrepésentation anderer Fraktionen,
Gruppen oder Ausschussgemeinschaften in Bezug auf deren rechnerische Sitzanteile fiihren. *Eine Uberaufrundung
im Sinne von Satz 3 liegt vor, wenn das Berechnungsverfahren bei einer Fraktion, Gruppe oder Ausschuss-gemein-
schaft eine Aufrundung um mehr als 0,99 der dieser nach der strengen Propor-tionalberechnung zustehenden Anzahl
der Ausschusssitze bewirkt oder bewirken kann. °Einzelmitglieder und kleine Gruppen des Kreistags, die auf Grund

180



des Starkeverhaltnisses im Kreisausschuss nicht vertreten waren, kénnen sich zur Entsendung gemeinsamer Ver-
treter in den Kreisausschuss zusammenschlief3en (Ausschussgemeinschaften i.S. Art. 27 Abs. 2 Satz 5 LKrO); dies
gilt nicht, wenn dadurch eine ansonsten ausschussfahige andere Partei oder Wahlergruppe den einzigen ihr zuste-
henden Sitz verliert. SAusschussgemeinschaften kénnen einen Sprecher und mindestens einen Stellvertreter
benennen.

3) Die Parteien, Wahlergruppen oder Ausschussgemeinschaften, auf die Sitze entfallen sind, schlagen ihre Bewerber
vor, die sodann als Mitglieder des Kreisausschusses zu bestellen sind.

(4) 1FUr jeden Kreisrat als Mitglied des Kreisausschusses werden fiir den Fall der Verhinderung zwei Stellvertreter na-
mentlich bestellt. ?2Das Ausschussmitglied hat seine Stellvertreter im Falle der Verhinderung zu verstandigen. Alle
Kreisréate erhalten nachrichtlich eine vollstdndige Ladung zu allen Sitzungen der Kreisorgane.

(5) wahrend der Wabhlzeit im Kreistag eintretende Anderungen des Starkeverhéltnisses der Parteien und Wahlergrup-
pen sind auszugleichen. 2Scheidet ein Mitglied aus der von ihm vertretenen Partei oder Wahlergruppe aus, so verliert
es seinen Sitz im Kreisausschuss (vgl. Art. 27 Abs. 3 LKrO).

§34
Jugendhilfeausschuss

1Der Kreistag bestellt gemaR §§ 70 Abs. 1 und 71 SGB VIII (KJHG) und Art. 17 ff. AGSG den Jugendhilfeausschuss als
standigen beschlieBenden Ausschuss. 2Fur den Jugendhilfeausschuss gelten die Bestimmungen der Satzung fur das
Kreisjugendamt des Landkreises Rosenheim in der jeweils geltenden Fassung.

§35
Rechnungsprifungsausschuss

1Der Kreistag bildet aus seiner Mitte einen Rechnungsprufungsausschuss mit 7 Mitgliedern und bestimmt ein Ausschuss-
mitglied zum Vorsitzenden (Art. 89 Abs. 2 LKrO). 2Ferner bestellt der Kreistag fiir jedes Ausschussmitglied zwei Stellvertreter
fur den Fall seiner Verhinderung und bestimmt, welches Ausschussmitglied bei Verhinderung des Ausschussvorsitzenden
den Vorsitz fuhren soll.

§ 36
Weitere beschlieRende oder beratende Ausschiisse

(2) Der Kreistag kann im Bedarfsfall weitere beschlieRende oder vorberatende Ausschiisse bilden (Art. 29 Abs. 1 LKrO).

(2) 1Fur die Erledigung von Angelegenheiten im kulturellen, touristischen und wirtschaftlichen Bereich bestellt der Kreis-
tag aus seiner Mitte den Kulturausschuss als beschlieRenden Ausschuss im Rahmen der bereitgestellten
Haushaltsmittel. 2Dem Kulturausschuss gehoren der Landrat als Vorsitzender und 14 Kreisrate an.

3) 1Fur die Erledigung von Angelegenheiten im schulischen und sportlichen Bereich bestellt der Kreistag aus seiner
Mitte den Schulausschuss als beschlielenden Ausschuss fir Sport-im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel
und als vorberatenden Ausschuss fuir Schulangelegenheiten. 2 Hierzu gehtren auch Entscheidungen tber Bau- und
Sanierungsprojekte im Schulbereich, soweit diese nicht in die Zustandigkeit des Landrats nach den 88 38, 39 fallen.
3Dem Schulausschuss gehoren der Landrat als Vorsitzender und 14 Kreisrate an.

(4) 1Fur die Erledigung von Umweltangelegenheiten sowie von Angelegenheiten im Bereich der Landwirtschaft, der
raumlichen Entwicklung, des Natur- und Klimaschutzes sowie der Mobilitat bestellt der Kreistag aus seiner Mitte den
Umweltausschuss als beschlieBenden Ausschuss im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel. 2Dem Umweltaus-
schuss gehoren der Landrat als Vorsitzender und 14 Kreisrate an.

(5) Fur die Einberufung und Bestellung der weiteren Ausschusse gelten die §8 32, 33 dieser Geschéftsordnung entspre-
chend.

(6) 1Den weiteren Ausschissen kdnnen nur Kreisrate angehdren. 2Andere Personen kdnnen als Berater von Fall zu Fall
zugezogen werden.

§ 37
Geschéftsgang der Ausschisse
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Fir den Geschéaftsgang des Kreisausschusses und der sonstigen Ausschiisse mit Ausnahme des Jugendhilfeaus-
schusses gelten die Bestimmungen dieser Geschéaftsordnung fir den Kreistag, insbesondere die 88 11 bis 28
entsprechend, soweit nicht besondere gesetzliche Bestimmungen hierfiir bestehen.

IKreisrate kénnen auch in nichtoffentlichen Sitzungen von Ausschiissen, denen sie nicht angehéren, als Zuhorer
anwesend sein. 2Ein Mitspracherecht steht ihnen ebenso wie in offentlicher Sitzung von Ausschiissen, denen sie
nicht angehoren, nicht zu. 3In Einzelfallen kann ein Ausschuss jedoch Kreisraten als Nichtmitgliedern des Ausschus-
ses zu bestimmten Tagesordnungspunkten das Wort erteilen, wenn dies fir die Behandlung des
Beratungsgegenstandes sachdienlich ist; soweit die Kreisrate zu einem Beratungsgegenstand einen Sachantrag ge-
stellt haben, ist ihnen dazu das Wort zu erteilen.

VI. Teil
Landrat und Stellvertreter

§ 38
Zustandigkeit des Landrats

1Der Landrat vertritt den Landkreis nach auRRen. 2Der Umfang der Vertretungsmacht ist auf seine Befugnisse be-
schrankt (Art. 35 Abs. 1 LKrO).

1Der Landrat fiihrt den Vorsitz im Kreistag, im Kreisausschuss und in den weiteren Ausschiissen (Art. 33 LKrO; vergl.
auch § 20 dieser Geschéftsordnung). 2Soweit es ihm durch Gesetz gestattet ist (vgl. Art. 17 Abs. 3 AGSG), kann er
den Vorsitz auf einen Vertreter Uibertragen. 3Der Landrat fuhrt die Geschafte des Landkreises gemaR den Gesetzen
und Beschliissen der Kreisorgane.

Der Landrat bereitet die Sitzungsgegenstande vor; er vollzieht die Beschliisse und beanstandet solche Entscheidun-
gen, die er fur rechtswidrig hélt, setzt ihren Vollzug aus und fiihrt, soweit erforderlich, die Entscheidung der
Rechtsaufsichtsbehorde herbei (Art. 54 LKrO); von einer solchen Aussetzung hat er den Kreistag bzw. den beschlie-
Benden Ausschuss unverziglich zu verstandigen.

Der Landrat ist zustandig zur Regelung der innerdienstlichen Angelegenheiten des Landratsamts (z.B. Dienstanwei-
sungen und Hausordnungen, Geschaftsverteilungsplane, Zeichnungsbefugnis, Personal- und Materialeinsatz,
Arbeitszeitregelung im Rahmen der geltenden Arbeitszeitordnungen, Zahlungsanordnung und deren Ubertragung).
Der Landrat ist ferner zustandig fiir die Angelegenheiten der §8 39 bis 41 dieserGeschaftsordnung.

1Dariiber hinaus kann der Kreistag durch Anderung bzw. Erganzung dieserGeschéftsordnung weitere Verwaltungs-
aufgaben dem Landrat zur selbstédndigen Erledigung Ubertragen, soweit es sich nicht um Angelegenheiten im Sinne
von Art. 34 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Art. 30 LKrO handelt. 2Fiir die Ubertragung der personalrechtlichen Be-

fugnisse nach Art. 38 Abs.1 Satz3 LKrO ist ein Beschluss des Kreistags notig, der der Mehrheit der
stimmberechtigten Kreistagsmitglieder bedarf (Art. 38 Abs. 1 Satz 4 LKrO).

§39
Einzelne Aufgaben des Landrats
Der Landrat erledigt in eigener Zusténdigkeit

1. die laufenden Angelegenheiten, die fir den Landkreis keine grundsatzliche Bedeutung haben und keine er-
heblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LKrO),

2. die Angelegenheiten des Landkreises, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ihrer
Lander geheim zu halten sind (Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LKrO),

3. die in Art. 38 Abs. 2 LKrO genannten Personalentscheidungen,

4. weitere Angelegenheiten, die ihm durch Beschluss des Kreistags Gbertragen sind (Art. 34 Abs. 2 und Art. 38
Abs. 1 Satz 3 LKrO).

Zu den laufenden Angelegenheiten im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 bzw. zu den nach Abs. 1 Nr. 3 Ubertragenen Angele-
genheiten gehdren insbesondere:

1. Der Vollzug der Satzungen und Verordnungen des Landkreises,
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2. der Abschluss von birgerlich-rechtlichen und &ffentlich-rechtlichen Vertragen (z.B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werk-
lieferungsvertrage; Strallenbaukosten-, Anschlussgebiihren-, Benutzungsvertrage) bis zu einer Wertgrenze
des Rechtsverhéltnisses von 100.000 Euro einmaliger oder 50.000 Euro laufender jahrlicher Belastung, sowie
die Kiindigung oder der Rucktritt von diesen Vertrdgen, sowie zugehdrige Nachtrage, die 50.000 Euro einma-
liger oder 25.000 Euro laufender jéhrlicher Belastung nicht Uberschreiten,

3. die Vornahme sonstiger birgerlich-rechtlicher und &ffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (z.B. Stundung,
Erlass, Gewahrung von Teilzahlungen, grundbuchrechtliche Erklarungen bis zu einer Wertgrenze des Rechts-
verhaltnisses von 100.000 Euro einmaliger oder 50.000 Euro laufender jahrlicher Belastung,

4. die Erteilung von Bauauftragen bis zu 200.000 Euro, sowie zugehorige Nachtrage bis jeweils 100.000 Euro,
soweit das zustandige Kreisorgan der Planung der Baumalinahme zugestimmt hat, die Verdingungsordnung
fur Bauleistungen (VOB) eingehalten ist und ausreichende Haushaltsmittel bzw. Verpflichtungserméchtigun-
gen vorhanden sind,

5. die Abgabe von Prozesserklarungen einschlieRlich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmitteln und Ab-
schluss von Vergleichen, wenn der Rechtsstreit fir den Landkreis keine grundsatzliche Bedeutung hat und
der Streitwert voraussichtlich 200.000 Euro nicht tibersteigt,

6. die Gewéahrung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschiissen im Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im
Einzelfall den Betrag von 10.000 Euro nicht tibersteigen; diese Wertgrenze gilt nicht, wenn im Haushaltsplan
oder seinen Anlagen die Héhe, der Zweck und der Empfanger der Zuweisungen und Zuschiisse genannt sind
und die bereitgestellten Haushaltsmittel nicht Gberschritten werden,

7. die Genehmigung zur Verwendung des Landkreiswappens.

8. die Vertretung des Landkreises in Unternehmen in Privatrechtsform. In den Fallen des § 29 Abs. 2 Nr. 6
Buchst. d) ist hierfiir vorab eine gesonderte Erméchtigung des Kreistags einzuholen.

1Bei Dauerschuldverhaltnissen ist fiir die Bemessung der Wertgrenze nach Absatz 2 der auf ein Jahr entfallende
Betrag mafRgeblich. 2Unter Dauerschuldverhaltnissen im Sinne dieser Geschéftsordnung sind Schuldverhaltnisse zu
verstehen, die flir einen langeren Zeitraum als ein Jahr abgeschlossen und ordentlich kiindbar sind.

Soweit Aufgaben nach Abs. 2 und 3 nicht unter Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LKrO fallen, werden sie hiermit dem
Landrat gemaf Art. 34 Abs. 2 LKrO zur selbstandigen Erledigung tbertragen.

§ 40
Vollzug des Haushaltsplans;
UberplanméaRige und auBerplanméaRige Ausgaben

Der Landrat vollzieht den Haushaltsplan nach MafRRgabe der Beschliisse des Kreistags, des Kreisausschusses oder
der weiteren Ausschiisse sowie seiner eigenen Zustandigkeit, insbesondere nach 88 38, 39 und 41 dieser Geschafts-
ordnung.

Der Landrat ist berechtigt, Kredite zur Deckung der Ausgaben des Vermdgenshaushaltes und Kassenkredite im Rah-
men der in der Haushaltssatzung (Art. 67 LKrO) festgelegten Hochstbetrdge aufzunehmen.

1UberplanmaRige und auRerplanmaRige Ausgaben sind nur zuldssig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung
gewahrleistet ist (vgl. Art. 60 Abs. 1 LKrO). ?Der Landrat ist berechtigt, bis zur Hohe von 100.000 Euro Mittel, die
durch anderweitige Einsparungen zur Verfiigung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der Deckungsreserve in An-
spruch zu nehmen.

§41
Dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschéfte

1Der Landrat ist befugt, an Stelle des Kreistags, des Kreisausschusses und der weiteren Ausschiisse dringliche An-
ordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschafte zu besorgen (Art. 34 Abs. 3 LKrO). 2Dringliche Anordnungen
sind solche, die innerhalb eines Zeitraumes erlassen werden missen, in dem eine Kreistags-, Kreisausschuss- oder
sonstige Ausschusssitzung nicht stattfinden kann. 3Unaufschiebbare Geschafte sind solche, deren Aufschub bis zur
Erledigung durch den Kreistag, Kreisausschuss oder sonstigen zustandigen Ausschuss einen erheblichen Nachteil
fur die Angelegenheit, den Landkreis oder einen Einzelnen zur Folge hétten.
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Der Landrat hat dem Kreistag oder dem sonstigen zustandigen Ausschuss in der nachsten Sitzung von Anordnungen
und der Besorgung von Geschaften gemal Abs. 1 Kenntnis zu geben (Art. 34 Abs. 3 Satz 2 LKrO).

§ 42
Delegation von Aufgaben und Befugnissen auf Personal des Landratsamts

1Dem Landrat stehen fir seine Geschéafte die dem Landratsamt zugewiesenen Staatsbediensteten und die Kreisbe-
diensteten zur Seite. ?Der Landrat weist ihnen ihre Aufgaben zu. 3Er kann seine Befugnisse in Angelegenheiten der
laufenden Verwaltung teilweise den Staatsbediensteten oder den Kreisbediensteten tibertragen und hierbei entspre-
chende Zeichnungsvollmacht erteilen; eine dariiber hinausgehende Ubertragung bedarf der Zustimmung des
Kreistags (Art. 37 Abs. 4 LKrO). “Der Landrat kann Staatsbediensteten Kreisangelegenheiten und Kreisbediensteten
Staatsangelegenheiten tbertragen, soweit nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. Er kann ihnen dabei in
Angelegenheiten der laufenden Verwaltung auch das Zeichnungsrecht tibertragen (Art. 37 Abs. 4 LKrO). 6Eine Uber-
einstimmung zwischen Geschéftsverteilung und Regelung des Zeichnungsrechts ist anzustreben.

Der Landrat fuihrt die Dienstaufsicht Gber die Staats- und Kreisbediensteten, er ibt ferner die Befugnisse des Dienst-
vorgesetzten gegeniiber den Kreisbeamten aus (Art. 37 Abs. 3, 38 Abs. 3 LKrO).

§ 43
Vollzug der Staatsaufgaben

Im Vollzug der Staatsaufgaben (8 2 Abs. 2 dieser Geschéftsordnung) wird der Landrat als Organ des Staates tatig und
untersteht lediglich den Weisungen seiner vorgesetzten Dienststellen (Art. 37 Abs. 6 LKrO).

1)

)

®)

(4)

1)

)

§ 44
Stellvertreter des Landrats

1Der gewahlte Stellvertreter des Landrats hat den Landrat fiir den Fall seiner Verhinderung in allen seinen Geschaften
(Staats- und Kreisaufgaben) zu vertreten. 2Bei kurzdauernder Abwesenheit des Landrats (bis zu 3 Arbeitstagen)
bedarf es der Stellvertretung nicht, solange und soweit die laufende Verwaltung des Landratsamts durch Zeichnungs-
vollmacht nach Art. 37 Abs. 4 LKrO gewahrleistet ist.

Der Landrat soll den gewahlten Stellvertreter im Hinblick auf den Vertretungsfall laufend tber die grundsatzlichen
Angelegenheiten des Landratsamts informieren.

st auch der gewahlte Stellvertreter verhindert, so vertritt den Landrat

a) im Kreistag und in den Ausschiissen die aus der Mitte des Kreistags bestellten weiteren Vertreter in der Rei-
henfolge ihrer Bestellung, bei deren Verhinderung das alteste anwesende Kreistagsmitglied,
b) im Ubrigen der juristische Beamte des Landratsamts und/oder ein Beamter der vierten Qualifikationsebene,

die oder den der Landrat bestimmt, bei deren oder dessen Verhinderung der dienstélteste juristische Beamte.
2Zum weiteren Stellvertreter kdnnen nur Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes bestellt werden
(Art. 32 Abs. 4 LKrO).

1Der Landrat hat seine Stellvertreter schriftlich besonders zu verpflichten, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die
im Interesse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Lander Unbefugten
nicht bekannt werden durfen. 2In gleicher Weise hat der Landrat Bedienstete zu verpflichten, bevor sie mit solchen
Angelegenheiten befasst werden.

VII. Teil
Landratsamt

§ 45
Landratsamt
1Das Landratsamt ist Verwaltungsbehorde des Landkreises (vgl. 8 2 Abs. 1 Satz 2) und untere staatliche Verwal-
tungsbehorde (vgl. 8 2 Abs. 2). 2Das Personal des Landratsamts erhalt Anweisungen ausschlieBlich vom Landrat

und nach MalRgabe der Geschéftsverteilung von anderen Vorgesetzten.

Die Geschéftsverteilung richtet sich nach dem vom Landrat zu erlassenden Geschéftsverteilungsplan (Art. 40 Abs. 3
LKrO).
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) 1Das Landratsamt ist verpflichtet, in Kreisangelegenheiten jedem Kreisrat Auskunft zu erteilen, der um eine solche
Auskunft beim Landrat nachsucht (Art. 23 Abs. 2 Satz 2 LKrO). 2Hierbei kann der Landrat im Einzelfall auch die
Akteneinsicht gestatten.

VIII. Teil
Schlussbestimmung

8§46
In Kraft treten
Diese Geschéftsordnung tritt am 13.05.2026 in Kraft.
Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 13.05.2026
gez.

Otto Lederer
Landrat
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Vollzug der Baugesetze;
Neubau eines Doppelhauses mit Garage
Gemarkung Harthauses, Flurstiick 231/41

Vorhaben: Neubau eines Doppelhauses mit Garage
Bauort: Bad Aibling, Am Braiten St6g 41
Lage: Gemarkung Harthausen, Flurstiick 231/41

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRR3gabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: BayerstraRe 30, 80335 Miinchen,

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

o Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form mdglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

e Ab01.01.2022 muss der in 8 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch einreichen.

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebihr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens kdnnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.212, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 19.05.2026

gez.

Rauh
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Vollzug der Baugesetze;
Anbau an den best. Bungalow und energetische Sanierung des Bestandes
Gemarkung Eggstatt, Flurstiick 464/5

Vorhaben: Anbau an den best. Bungalow und energetische Sanierung des Bestandes
Bauort: 83125 Eggstatt, Blumenstrale 1
Lage: Gemarkung Eggstatt, Flurstiick 464/5

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRR3gabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: BayerstraRe 30, 80335 Miinchen,

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

o Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form mdglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

e Ab01.01.2022 muss der in 8 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch einreichen.

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebihr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens kdnnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.206, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 22.05.2026

gez.

Schlehan
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Vollzug der Baugesetze;
Sanierung und Erweiterung des Feuerwehrgeratehauses fiir die Freiwillige Feuerwehr Bad Aibling
Gemarkung Bad Aibling, Flurstiick 712/6

Vorhaben: Sanierung und Erweiterung des Feuerwehrgeratehauses
fur die Freiwillige Feuerwehr Bad Aibling

Bauort: 83043 Bad Aibling, Heubergstralie 2a

Lage: Gemarkung Bad Aibling, Flurstiick 712/6

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRRgabe der eingereichten Bauvorlagen genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: BayerstraRe 30, 80335 Miinchen,

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

o Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form mdglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

e Ab01.01.2022 muss der in 8 55d VwWGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch einreichen.

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebihr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens kdnnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.205, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 29.05.2026

gez.

Kunadt
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RECHTSPFLEGE, PERSONENSTANDSWESEN,
OFFENTLICHE SICHERHEIT UND ORDNUNG

Vollzug der Naturschutzgesetze;
Verordnung der unteren Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim
Uber den geschutzten Landschaftsbestandteil , Hitzelsberg“ vom 06.05.2026

Die untere Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim erlasst auf Grund von § 20 Abs. 2 Nr. 7, § 29 Gesetz Uber
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 87), i.V.m. Art. 12 Abs. 1 Satz 1, Art. 51 Abs.
1 Nr. 5 Buchstabe b) Gesetz liber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur
(Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82), zuletzt geéndert durch § 15 des
Gesetzes vom 26. Marz 2026 (GVBI. S. 75), folgende

Verordnung

§1
Schutzgegenstand

1Das im bayerischen Alpenvorland gelegene, in § 2 Abs. 2 dieser Verordnung genauer bezeichnete Gebiet in der Gemeinde
Bernau a. Chiemsee, Landkreis Rosenheim wird als geschiitzter Landschaftsbestandteil mit der Bezeichnung ,Hitzelsberg*
festgesetzt. 2Das voralpine Moor- und Hiigelland des Inn-Chiemsee-Hiigellandes (naturraumliche Untereinheit 038) stellt in
diesem Bereich in seinem Zusammenspiel aus unterschiedlich ausgepragten Wiesentypen (insbesondere Extensivgrinlan-
der, Halbtrockenrasen, Feucht- und Nasswiesen, extensive Saume) im Mosaik mit Gehélzstrukturen (Hecken und
Waldrander) einen wertvollen Lebensraum dar.

§2
Schutzgebietsgrenzen

(1) Das Schutzgebiet hat eine GréRe von insgesamt 5,9 ha.

(2) 'Die Grenze des Schutzgebietes ist in einer Ubersichtskarte im MaRstab 1 : 25.000 (Anlage I) und in einer Karte im
MaRstab 1 : 1.500 (Anlage Il), ausgefertigt von der unteren Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim am
06.05.2026, eingetragen. 2Diese Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. *MaRgebend fuir den Grenzverlauf ist die
Innenkante der Abgrenzungslinie (Grenzverlauf geschitzter Landschaftsbestandteil ,Hitzelsberg“) der Karten im Maf3-
stab 1 : 1 500. “Die Karten sind bei der unteren Naturschutzbehdrde am Landratsamt Rosenheim sowie bei der
Gemeinde Bernau am Chiemsee niedergelegt. °Sie werden dort archivmaRig verwahrt und sind wahrend der Dienst-
stunden allgemein zuganglich.

(3) Veranderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstiicke beriihren die fest-
gesetzte Schutzgebietsgrenze nicht.
§3
Schutzzweck
Zweck des geschitzten Landschaftsbestandteils ,Hitzelsberg” ist es,
1. die aufgrund ihres floristischen und faunistischen Artenreichtums, ihrer Grof3flachigkeit sowie der raumlichen Lage und
ihres Zusammenhangs einzigartigen, als regionale Besonderheit eingestuften, extensiv genutzten Wiesenflachen am
Hitzelsberg durch geeignete Pflege in ihrem Bestand und ihrer GroR3flachigkeit zu erhalten und artenarmere Bereiche

zu hochwertigen Wiesen zu entwickeln,

2. das landesweit bedeutsame Vorkommen der stark gefahrdeten Herbst-Drehwurz (Spiranthes spiralis), in ihrem Bestand
zu erhalten und zu férdern sowie den Halbtrockenrasen durch geeignete Pflege zu erhalten und weiterzuentwickeln,

3. die Flachmoorflache im Sidwesten des Gebiets als Lebensraum fiir seltene Arten zu bewahren und ihren typischen
Wasserhaushalt wiederherzustellen,
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4. die Saumstrukturen, Ruderalflachen und Gehélzbiotope als wertvolle Bestandteile des Gesamtlebensraums zu erhalten
und weiterzuentwickeln,

5. die sehr artenreiche und stark gefahrdete Tier- und Pflanzenwelt des Biotopkomplexes in ihrem Bestand zu erhalten
und gunstig zu entwickeln,

6. als Bestandteil miteinander in Verbindung stehender, wertvoller Lebensraume den Austausch der Lebensgemeinschaf-
ten untereinander zu sichern, insbesondere mit dem bewaldeten und teilweise naturnah ausgepragten Nordhang des
Hitzelsbergs mit seinen Quellaustritten, sowie den am HangfuB befindlichen Moosbach mit seinen
Au- und Schluchtwaldbereichen und Feuchtwiesen,

7. den Hitzelsberg in seiner landschaftlichen Schénheit zu bewahren, aber gleichzeitig schadliche Einwirkungen durch
schéadliche Nutzungsformen abzuwehren

§4
Verbote

1Die Beseitigung auch einzelner Bestandteile des geschiitzten Landschaftsbestandteils sowie alle Handlungen, die zu einer

Zerstorung, Beschadigung oder Veranderung des geschiitzten Landschaftsbestandteils fiihren kénnen oder die dem Schutz-

zweck (8§ 3 dieser Verordnung) zuwiderlaufen, sind verboten. 2Soweit fir Teile des geschiitzten Landschaftsbestandteils

besondere naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, insbesondere z.B. solche tber den gesetzlichen Biotopschutz, blei-
ben diese unberihrt. 3Gleiches gilt, wenn nachtraglich besondere naturschutzrechtliche Vorschriften erlassen werden.

§5
Erlaubnispflicht
(1) Der Erlaubnis der unteren Naturschutzbehdérde bedarf, wer im geschiitzten Landschaftsbestandteil beabsichtigt,

1. bauliche Anlagen aller Art (Art. 2 Abs. 1 Bayerische Bauordnung (BayBO)) zu errichten, zu &ndern oder ihre Nut-
zung zu andern, auch wenn sie einer baurechtlichen Genehmigung nicht bedurfen; hierzu zahlen insbesondere

a) Gebaude, z.B. Wohnhauser, land- und forstwirtschaftliche Betriebsgebdude, Fahrsiloanlagen, mobile Stélle,
Unterstande fir Tiere, Wochenendhéauser, Geratehutten, Verkaufsstande,

b) Einfriedungen und sonstige Sperren,

c) Veranderungen der Erdoberflache durch Abgrabungen oder Aufschittungen, insbesondere die Erschlie3ung
und der Betrieb von neuen Steinbriichen, Kies-, Sand-, Lehm- oder Tongruben und sonstigen Erdaufschliissen
sowie Abschitthalden oder Lagerflachen, auch, wenn diese nur temporéar sind.

2. soweit es sich nicht bereits um Anlagen im Sinne der Nr. 1 dieser Verordnung handelt,

a) Bild- und Schrifttafeln, Schaukésten, insbesondere auch Werbevorrichtungen aller Art anzubringen, soweit sie
nicht Wohn- und Gewerbebezeichnungen an den Wohn- oder Betriebsstatten darstellen,

b) ober- oder unterirdisch gefiihrte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu verlegen sowie Masten aufzustellen,
¢) Sprengungen und Bohrungen durchzufiihren,

d) StralBen, Wege, Platze, insbesondere Park-, Camping-, Sport-, Spielplatze oder ahnliche Einrichtungen zu
errichten oder Uber das bestehende Maf3 hinaus zu andern,

e) Verkaufswagen aufzustellen oder Verkaufsstellen und Automaten zu errichten, anzubringen und zu betreiben,

f)  Anlagen zur Fltterung von Wildtieren oder Stellen, die der Wildtierflitterung dienen kdnnen, zu errichten oder
zu unterhalten.

3. StralRen, Wege und Platze mit anderem Material als Naturmaterial - auch nur in Teilen - zu ertiichtigen; nicht davon
betroffen sind dem o6ffentlichen Verkehr gewidmete, befestigte StralRen, Wege und Platze.

4. auBerhalb der dem offentlichen Verkehr gewidmeten StralRen, Wege und Platze mit Kraftfahrzeugen aller Art zu
fahren oder diese dort abzustellen;
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

ausgenommen sind Fahrzeuge zur land-, forst-, jagdwirtschaftlichen Bewirtschaftung sowie zur rechtmafBigen Un-
terhaltung des vorhandenen Wegenetzes.

oberirdisch Uber den zugelassenen Gemeingebrauch hinaus oder unterirdisch Wasser zu entnehmen, Gewassetr,
deren Ufer oder Sohle, den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verandern oder neue
Gewasser herzustellen.

Entwasserungsgraben oder Entwasserungseinrichtungen neu zu erstellen oder Giber das bestehende MaR hinaus
zu verandern.

Biotope nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG (insbesondere seggen- oder binsenreiche Nass- und Feuchtwie-
sen, Quellbereiche) und Art. 23 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG zu entwéassern, trockenzulegen, umzubrechen oder
aufzuforsten oder auf sonstige Weise zu beeintrachtigen;

davon unberihrt bleiben MalRnahmen, die unmittelbar durch die untere Naturschutzbehérde am Landratsamt Ro-
senheim beauftragt, angeordnet oder durchgefihrt werden.

wild lebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu téten oder Fortpflanzungs- und Ruhestatten
sowie Entwicklungsformen solcher Tiere zu beeintrachtigen oder zu zerstoren;

§ 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberuhrt.

wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu be-
schadigen oder zu zerstoren;

§ 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberiihrt.

B&aume mit erkennbaren Horsten und Hohlen zu fallen.

in der freien Natur und auf3erhalb des Waldes landschaftspragende Gehdlze (Einzelbaume, Hecken, lebende
Zaune oder Feldgehélze/ -gebiische) zu beseitigen;

§ 39 Abs. 5 BNatSchG und Art. 16 BayNatSchG bleiben unberuhrt.

Sonderkulturen (z.B. Baumschulen, Christbaumkulturen) zu errichten.

Kurzumtriebsplantagen anzulegen.

Abfalle, Schutt und sonstige Gegenstande, soweit sie nicht bereits den Vorschriften des Abfallrechts unterliegen,
an anderen als den hierflir zugelassenen Platzen abzulagern, auch wenn keine Aufschittung im Sinne des Bau-
rechts beabsichtigt ist.

aul3erhalb zugelassener Platze zu zelten, Wohnwagen (auch Klappanhanger) oder motorisierte Wohnfahrzeuge
fur Ubernachtungszwecke abzustellen oder dies zu gestatten.

Luftfahrzeuge im Sinne des Luftverkehrsgesetzes oder ahnliche Fluggerate oder Flugmodelle mit Motorantrieb (z.B.
Drohnen) aufsteigen, fliegen oder landen zu lassen.

gebietsfremde oder invasive Pflanzen- oder Tierarten einzubringen oder auszusetzen.
offenes Feuer zu entziinden oder zu unterhalten.
Feuerwerke abzubrennen.

Hunde jeder GréRe frei laufen zu lassen;
davon unbertihrt bleibt das Fihren von Polizei-, Such- und Jagdhunden im unmittelbaren Einsatz.

bei ungeeigneten Bedingungen, wie z.B. einer nicht geschlossenen, tragfahigen Schneedecke, Wintersport (z.B.
Schlitten-, Skifahren) zu betreiben.

mit Zweirédern aller Art abseits befestigter Wege zu fahren.

(2) (Die Erlaubnis ist unbeschadet anderer Rechtsvorschriften zu erteilen, wenn die beabsichtigte Malnahme nicht geeig-
net ist, eine der in 8 4 dieser Verordnung genannten Wirkungen hervorzurufen oder diese Wirkungen durch
Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kénnen.

(3) Wird die Erlaubnis mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
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86
Ausnahmen

Von den Beschrankungen dieser Vorschrift bleiben ausgenommen:

1.

1)

)
®)

1)

@)

die der guten fachlichen Praxis im Sinne des Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG entsprechende landwirtschaftliche, bzw. ord-
nungsgemalie forstwirtschaftliche Bodennutzung sowie die ordnungsgemafe Ausiibung der Jagd;
davon unberihrt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 1, 2 Buchstabe f), 3, 5 bis einschlieBlich 10, 12, 13,17 dieser Verordnung.

der fach- und sachkundige Unterhalt von Graben und Entwasserungseinrichtungen, sofern dieser naturnah und scho-
nend ausgefiihrt wird und mindestens zwei Wochen vor Beginn der Ma3nahmen bei der unteren Naturschutzbehdrde
am Landratsamt Rosenheim angezeigt wurde;

davon unberihrt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 6 bis einschlie3lich 9 dieser Verordnung.

MalRnahmen zur ordnungsgemafen Instandhaltung von Stral’en, Wegen und Platzen, einschlie3lich der Verkehrssi-
cherung.

der Betrieb, die ordnungsgemaRe Instandhaltung von bestehenden Energie-, Wasserversorgungs- und Wasserentsor-
gungseinrichtungen, von bestehenden Fernmeldeanlagen sowie von bestehenden Einrichtungen zur
Landesverteidigung.

nicht ortsfeste Anlagen zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser, sowie Drahtleitungen zum Betrieb elektrischer Wei-
dezéune.

das Aufstellen und Anbringen von behdrdlichen Hinweisen auf den Schutz des Gebietes, behérdlichen Verbotstafeln,
Verkehrszeichen und Hinweistafeln sowie Wegemarkierungen.

die zur Erhaltung der Funktionsfahigkeit des Landschaftsschutzgebietes notwendigen und von der unteren Naturschutz-
behérde am Landratsamt Rosenheim zugelassenen Uberwachungs-, Schutz-, Pflege- und EntwicklungsmaRnahmen.
8§87

Befreiungen

Von den Verboten nach § 4 dieser Verordnung kann unter den Voraussetzungen des § 67 BNatSchG im Einzelfall eine
Befreiung erteilt werden.

Wird die Befreiung mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
1Fur die Erteilung der Befreiung ist die untere Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim zustandig. 2Bei Vorha-

ben der Landesverteidigung und des Zivilschutzes entscheidet Uiber die Befreiung das Bayerische Staatsministerium
fir Umwelt und Verbraucherschutz (Art. 56 Satz 1 BayNatSchG).

§8
Ordnungswidrigkeiten
Nach Art. 57 Abs. 1 Nrn. 2 und 7 BayNatSchG kann mit GeldbuR3e bis zu funfzigtausend Euro belegt werden, wer
vorséatzlich oder fahrlassig entgegen 8 4 dieser Verordnung im geschitzten Landschaftsbestandteil Veréanderungen

vornimmt, die geeignet sind, das Landschaftsbild oder die Natur zu beeintrachtigen, inshesondere

1. MafRnahmen oder Handlungen nach 8 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 22 dieser Verordnung ohne die erforderliche Erlaubnis
vornimmt.

2. einervollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer Erlaubnis oder Befreiung nach § 5 Abs. 1 oder
§ 7 Abs. 1 dieser Verordnung nicht nachkommit.

Die Einziehung von Gegenstanden bemisst sich nach Art. 58 BayNatSchG.
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89
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Rosenheim in Kraft.
Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 15.05.2026

gez.

Otto Lederer

Landrat

Hinweis gemaf Art. 52 Abs. 7 BayNatSchG:

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines
Jahres nach der Bekanntmachung der Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung be-
griinden sollen, bei der fiir den Erlass zustandigen Behorde (Landratsamt Rosenheim) geltend gemacht wird.
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BAUEN, PLANEN, GEWASSER, WOHNEN

Vollzug des Bayerischen Stralen- und Wegegesetzes (BayStrWG);
Abstufung der KreisstraRe RO19 zwischen Abschnitt 90, Station 0,000 und Abschnitt 110, Station 920
zur Ortsstralle

StraRenbaubehdrde

Landkreis Rosenheim

Ort, Datum

Rosenheim, 05.05.2026

Widmung, Umstufung oder Einziehung 6ffentlicher StraRen

U Verfigung

X Bekanntmachung

1.

StraRenbeschreibnung

Bezeichnung der StraRe (Name, bisherige StralRenklasse / Hinweis auf Neubau)

KreisstraRe RO19

Abschnitt 90, Station 0,000

Beschreibung des Anfangspunktes (z.B. km)

Beschreibung des Endpunktes (z.B. km)

Abschnitt 110, Station 920

Flurnummern

Gemeinde

Stadt Bad Aibling

Landkreis

Rosenheim

2. Verfligung

2.1 Die unter 1. bezeichnetet

00 neugebaute bestehende Stral3e wird/wurde

[J gewidmet [J aufgestuft
zur J Kreistrale
1 Gemeindeverbindungsstralle

OrtsstralRe

abgestuft

zum [ o6ffentlichen Feld- und Waldweg
[ beschrankt éffentlichen Weg

[J Eigentimerweg

[J eingezogen [ teilweise eingezogen
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2.2. Widmungsheschrénkungen

3. Trager der StraRenbaulast (Sonderbaulast)

Bezeichnung

Stadt Bad Aibling

4, Wirksamwerden

Datum
Wirksamwerden der Verfligung 01.06.2026
Tag der Verkehrstibergabe
Tag der Ingebrauchnahme fiir den neuen Verkehrszweck

Tag der Sperrung

5. Sonstiges

5.1 Grunde fir
O Widmung [ Widmungsbeschrankung

Umstufung O Einziehung [ Teileinziehung

Kreisstrale an den unmittelbaren Stadtrand von Bad Aibling verlegt.

Der Beginn der Kreisstral3e lag bisher im Stadtzentrum von Bad Aibling ohne direkten Anschluss an das tberértliche
StraBennetz. Insbesondere durch die Verkehrsfreigabe der B 15a (Westtangente Rosenheim) hat sich die Verkehrsbe-
deutung der KreisstralRe fur den tberdrtlichen Verkehr wesentlich geéndert. Die Kreisstral3e dient nun tiberwiegend dem
zwischendértlichen Verkehr zwischen den Stédten Bad Aibling und Rosenheim. Mit der Abstufung wird der Beginn der

5.2 Die Verfiigung nach Nummer 2 kann wahrend der Ublichen Besuchszeiten eingesehen werden

bei
Stadt Bad Aibling, Marienplatz 1, 83043 Bad Aibling
Landratsamt Rosenheim, WittelsbacherstraRe 53, 83022 Rosenheim

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 06.05.2026

gez.

Schmid
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WIRTSCHAFT, ARBEIT, GEWERBLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ,
VERKEHR, ENERGIE

Feststellung gemaR 8 5 Abs. 2 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitspriufung (UVPG)

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BimSchG)
auf Erteilung der Genehmigung zur wesentlichen Anderung der Anlage

durch Errichtung eines neuen Produktionsgebdudes Nr. 125 (MolkeneiweiRkonzentrat) inkl. Tanklager,

eines Produktionsgebdudes (Nr. 126) fir eine Eindampferanlage, einer Kélteanlage inkl. Gebaude Nr. 127

auf der Flurnummer 971, Gemarkung -Attel, Stadt Wasserburg a. Inn

Bekanntmachung des Landratsamtes Rosenheim vom 11.05.2026
Az.: 35 WG-2025-70466

Die Meggle GmbH & Co. KG, vertreten durch den Geschéftsfihrer Herrn Matthias Oettel, beantragte am 03.07.2025 beim
Landratsamt Rosenheim als zustandige Genehmigungsbehérde die immissionsschutzrechtliche Genehmigung fur die we-
sentliche Anderung der Anlage durch Errichtung eines neuen Produktionsgeb&dudes Nr. 125 (MolkeneiweilRkonzentrat) inkl.
Tanklager, eines Produktionsgebaudes (Nr. 126) fiir eine Eindampferanlage und einer Kélteanlage inkl. Gebaude Nr. 127.

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung geméaR § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen und &hnliche Vorgange (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in Verbindung mit Nr. 7.32.1 (Verfahrensart GE) des Anhangs 1 zur Vierten Verord-
nung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen - 4.
BIm-SchV).

Das Vorhaben fallt zugleich unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und 7.29.1 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG. Fiir diese wesentliche Anderung der Anlage
ist im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG eine allgemeine Vorpriifung nach § 9 Abs. 2 UVPG in Ver-
bindung mit § 7 Abs. 5 UVPG vorzunehmen.

Dabei handelt es sich um eine tUberschlagige Prifung unter Berlcksichtigung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei der
festgestellt werden soll, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die fur die Genehmigung
des Vorhabens zu beriicksichtigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht. Die Bewertung im Rahmen einer Uiberschla-
gigen Priifung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der fur die Entscheidung maf3geblichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, dass das geplante Anderungsvorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Umwelt haben kann.

Diese Bewertung stiitzt sich insbesondere auf folgende Aspekte:

Es besteht am Standort bereits eine Anlage, die nunmehr erweitert und erganzt werden soll. Die angeforderten Sachver-
stéandigengutachten belegen, dass mit keinen schadlichen Umweltauswirkungen zu rechnen ist, wenn die geplante Anlage
antragskonform errichtet und betrieben wird. Fir die gesamte Anlage wird zudem das Konzept zur Verhinderung von Stor-
fallen umgesetzt. Damit ist ein hohes Mal3 der Anlagensicherheit gegeben.

Die Unterlagen zur allgemeinen Vorpriifung des Einzelfalls sowie Auskiinfte Gber das Vorhaben nach dem Umweltinforma-
tionsgesetz - UIG - kénnen beim Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet 35, Untere Immissionsschutzbehdrde, Wittelsbacher
Strale 53, 83022 Rosenheim, Telefon 08031/392-3507 nach vorheriger Terminvereinbarung wahrend der tblichen Dienst-
stunden eingesehen bzw. eingeholt werden.

GemaR § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbststandig anfechtbar.

Die gemaR § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche Information der Offentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.
Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 11.05.2026

gez.

Meinrenken
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BEKANNTMACHUNG DER GEMEINDEN UND ZWECKVERBANDE
UND SONSTIGER BEHORDEN

Haushaltssatzung 2026 des Zweckverbandes fir Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Rosenheim

Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung des Zweckverbandes fiir Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung
Rosenheim fir das Haushaltsjahr 2026 im Amtsblatt der Regierung von Oberbayern Nr. 11 vom 17.04.2026 bekannt ge-
macht worden ist.

Zweckverband fiir Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Rosenheim
Rosenheim, 27.04.2026

gez.

Otto Lederer
Verbandsvorsitzender
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SONSTIGES

Bekanntmachung der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg a. Inn

1. Die Sparurkunde Nr. 3165160981 wird fur kraftlos erklart.

2. Dadie Aufgebotsfrist von drei Monaten abgelaufen ist, ohne dass die aufgebotene Urkunde bei der Sparkasse vorgelegt
worden ist, hat der Vorstand der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn dem Antrag auf Kraftloserklarung statt-
gegeben und die Sparurkunden fur kraftlos erklart.

§ 25 SpkO, Art. 34 - 42 AGBGB
Wasserburg am Inn, 29.05.2026 KREIS- UND STADTSPARKASSE WASSERBURG AM INN

Bekanntmachung der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg a. Inn

3. Die Sparurkunde Nr. 3162746600 wird fur kraftlos erklart.

4. Dadie Aufgebotsfrist von drei Monaten abgelaufen ist, ohne dass die aufgebotene Urkunde bei der Sparkasse vorgelegt
worden ist, hat der Vorstand der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn dem Antrag auf Kraftloserklarung statt-
gegeben und die Sparurkunden fur kraftlos erklart.

§ 25 SpkO, Art. 34 - 42 AGBGB
Wasserburg am Inn, 29.05.2026 KREIS- UND STADTSPARKASSE WASSERBURG AM INN

Bekanntmachung der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg a. Inn

5. Die Sparurkunde Nr. 3165055355 wird fur kraftlos erklart.

6. Dadie Aufgebotsfrist von drei Monaten abgelaufen ist, ohne dass die aufgebotene Urkunde bei der Sparkasse vorgelegt
worden ist, hat der Vorstand der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn dem Antrag auf Kraftloserklarung statt-
gegeben und die Sparurkunden fiir kraftlos erklart.

§ 25 SpkO, Art. 34 - 42 AGBGB
Wasserburg am Inn, 29.05.2026 KREIS- UND STADTSPARKASSE WASSERBURG AM INN
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Bekanntmachung der Sparkasse Rosenheim-Bad Aibling

Aufgebot fur Sparurkunden gemaR Art. 33-42 AGBGB

Nachstehende Sparurkunden wurden zu Verlust gemeldet und werden 6ffentlich aufgeboten:
Sparkassenbuch Nr. 3105716637

Das Aufgebot ist im Schalterraum der Sparkasse Rosenheim-Bad Aibling, Kufsteiner Str. 1-5, 83022 Rosenheim, veréffent-
licht.

An den Inhaber der Urkunde ergeht die Aufforderung, binnen drei Monaten ab heute seine Rechte unter Vorlage der Urkunde

bei der Sparkasse Rosenheim-Bad Aibling anzumelden, widrigenfalls dieselbe fiir kraftlos erklart wird.

Bad Aibling, den 22.05.2026 SPARKASSE ROSENHEIM-BAD AIBLING, VORSTAND

199



Schutzgebietskarte zur Verordnung LB Hitzelsberg
- 2 MaRstab 1 : 25 000; Blatt 1/1 von 1(2)
der unteren Naturschutzbehorde am Landratsamt Rosenheim
uber den geschiitzten Landschaftsbestandteil Hitzelsberg

Anlage 1 zum Amtsblatt Nr.09 vom 29.05.2026 des Landkreises Rosenheim  \yOM Otto Led Lol
o Lederer, Landra

Ubersichtskarte (MaRstab 1: 50 000)

ity : S
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Erstellt von der unteren Naturschutzbehorde am
Landratsamt Rosenheim

Geodatische Grundlagen:
UTM zone 32N, Bezugsflache: GRS80-Ellipsoid,
Referenzsystem ETRS89

Geodatenbasis (c) Bayerische Vermessungsverwaltung
Darstellung der Flurkarte als Eigentumsnachweis
nicht geeignet




Anlage 2 zum Amtsblatt Nr.09 vom 29.05.2026 des Landkreises Rosenheim

Schutzgebietskarte zur Verordnung
der unteren Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim
uber den geschiitzten Landschaftsbestandteil Hitzelsberg

vom

LB Hitzelsberg
Mafstab 1:1500; Blatt 11/1 von 1 (2)

Otto Lederer, Landrat

1103/1

1109/12

1108/1

1109/0

Ubersichtskarte (MaRstab 1: 50 000)
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Erstellt von der unteren Naturschutzbehorde am
Landratsamt Rosenheim

Geodatische Grundlagen:
UTM zone 32N, Bezugsflache: GRS80-Ellipsoid,
Referenzsystem ETRS89

Geodatenbasis (c) Bayerische Vermessungsverwaltung
Darstellung der Flurkarte als Eigentumsnachweis
nicht geeignet
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	2. soweit es sich nicht bereits um Anlagen im Sinne der Nr. 1 dieser Verordnung handelt,
	a) Bild- und Schrifttafeln, Schaukästen, insbesondere auch Werbevorrichtungen aller Art anzubringen, soweit sie nicht Wohn- und Gewerbebezeichnungen an den Wohn- oder Betriebsstätten darstellen,
	b) ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu verlegen sowie Masten aufzustellen,
	c) Sprengungen und Bohrungen durchzuführen,
	d) Straßen, Wege, Plätze, insbesondere Park-, Camping-, Sport-, Spielplätze oder ähnliche Einrichtungen zu errichten oder über das bestehende Maß hinaus zu ändern,
	e) Verkaufswagen aufzustellen oder Verkaufsstellen und Automaten zu errichten, anzubringen und zu betreiben,
	f) Anlagen zur Fütterung von Wildtieren oder Stellen, die der Wildtierfütterung dienen können, zu errichten oder zu unterhalten.

	3. Straßen, Wege und Plätze mit anderem Material als Naturmaterial - auch nur in Teilen - zu ertüchtigen; nicht davon betroffen sind dem öffentlichen Verkehr gewidmete, befestigte Straßen, Wege und Plätze.
	4. außerhalb der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren oder diese dort abzustellen;
	ausgenommen sind Fahrzeuge zur land-, forst-, jagdwirtschaftlichen Bewirtschaftung sowie zur rechtmäßigen Unterhaltung des vorhandenen Wegenetzes.
	5. oberirdisch über den zugelassenen Gemeingebrauch hinaus oder unterirdisch Wasser zu entnehmen, Gewässer, deren Ufer oder Sohle, den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verändern oder neue Gewässer herzustellen.
	6. Entwässerungsgräben oder Entwässerungseinrichtungen neu zu erstellen oder über das bestehende Maß hinaus zu verändern.
	7. Biotope nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG (insbesondere seggen- oder binsenreiche Nass- und Feuchtwiesen, Quellbereiche) und Art. 23 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG zu entwässern, trockenzulegen, umzubrechen oder aufzuforsten oder auf sonstige Weise z...
	davon unberührt bleiben Maßnahmen, die unmittelbar durch die untere Naturschutzbehörde am Landratsamt Rosenheim beauftragt, angeordnet oder durchgeführt werden.
	8. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Entwicklungsformen solcher Tiere zu beeinträchtigen oder zu zerstören;
	§ 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberührt.
	9. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören;
	§ 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberührt.
	10. Bäume mit erkennbaren Horsten und Höhlen zu fällen.
	11. in der freien Natur und außerhalb des Waldes landschaftsprägende Gehölze (Einzelbäume, Hecken, lebende Zäune oder Feldgehölze/ -gebüsche) zu beseitigen;
	§ 39 Abs. 5 BNatSchG und Art. 16 BayNatSchG bleiben unberührt.
	12. Sonderkulturen (z.B. Baumschulen, Christbaumkulturen) zu errichten.
	13. Kurzumtriebsplantagen anzulegen.
	14. Abfälle, Schutt und sonstige Gegenstände, soweit sie nicht bereits den Vorschriften des Abfallrechts unterliegen, an anderen als den hierfür zugelassenen Plätzen abzulagern, auch wenn keine Aufschüttung im Sinne des Baurechts beabsichtigt ist.
	15. außerhalb zugelassener Plätze zu zelten, Wohnwagen (auch Klappanhänger) oder motorisierte Wohnfahrzeuge für Übernachtungszwecke abzustellen oder dies zu gestatten.
	16. Luftfahrzeuge im Sinne des Luftverkehrsgesetzes oder ähnliche Fluggeräte oder Flugmodelle mit Motorantrieb (z.B. Drohnen) aufsteigen, fliegen oder landen zu lassen.
	17. gebietsfremde oder invasive Pflanzen- oder Tierarten einzubringen oder auszusetzen.
	18. offenes Feuer zu entzünden oder zu unterhalten.
	19. Feuerwerke abzubrennen.
	20. Hunde jeder Größe frei laufen zu lassen;
	21. bei ungeeigneten Bedingungen, wie z.B. einer nicht geschlossenen, tragfähigen Schneedecke, Wintersport (z.B. Schlitten-, Skifahren) zu betreiben.
	22. mit Zweirädern aller Art abseits befestigter Wege zu fahren.
	1. die der guten fachlichen Praxis im Sinne des Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG entsprechende landwirtschaftliche, bzw. ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bodennutzung sowie die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd;
	davon unberührt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 1, 2 Buchstabe f), 3, 5 bis einschließlich 10, 12, 13,17 dieser Verordnung.
	2. der fach- und sachkundige Unterhalt von Gräben und Entwässerungseinrichtungen, sofern dieser naturnah und schonend ausgeführt wird und mindestens zwei Wochen vor Beginn der Maßnahmen bei der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Rosenheim angez...
	davon unberührt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 6 bis einschließlich 9 dieser Verordnung.
	3. Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Instandhaltung von Straßen, Wegen und Plätzen, einschließlich der Verkehrssicherung.
	4. der Betrieb, die ordnungsgemäße Instandhaltung von bestehenden Energie-, Wasserversorgungs- und Wasserentsorgungseinrichtungen, von bestehenden Fernmeldeanlagen sowie von bestehenden Einrichtungen zur Landesverteidigung.
	5. nicht ortsfeste Anlagen zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser, sowie Drahtleitungen zum Betrieb elektrischer Weidezäune.
	6. das Aufstellen und Anbringen von behördlichen Hinweisen auf den Schutz des Gebietes, behördlichen Verbotstafeln, Verkehrszeichen und Hinweistafeln sowie Wegemarkierungen.
	7. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Landschaftsschutzgebietes notwendigen und von der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Rosenheim zugelassenen Überwachungs-, Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen.
	§ 7
	(1) Von den Verboten nach § 4 dieser Verordnung kann unter den Voraussetzungen des § 67 BNatSchG im Einzelfall eine Befreiung erteilt werden.
	(2) Wird die Befreiung mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
	(3) 1Für die Erteilung der Befreiung ist die untere Naturschutzbehörde am Landratsamt Rosenheim zuständig. 2Bei Vorhaben der Landesverteidigung und des Zivilschutzes entscheidet über die Befreiung das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbra...
	§ 8
	(1) Nach Art. 57 Abs. 1 Nrn. 2 und 7 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 dieser Verordnung im geschützten Landschaftsbestandteil Veränderungen vornimmt, die geeignet sind,...
	1. Maßnahmen oder Handlungen nach § 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 22 dieser Verordnung ohne die erforderliche Erlaubnis vornimmt.
	2.  einer vollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer Erlaubnis oder Befreiung nach § 5 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 dieser Verordnung nicht nachkommt.

	(2) Die Einziehung von Gegenständen bemisst sich nach Art. 58 BayNatSchG.
	§ 9



